
Der Rat macht geltend, das Gericht habe dadurch Rechtsfehler 
begangen, dass es von ihm verlangt habe, Beweise zur Stützung 
seiner Begründung für die gegen die Gesellschaft Fulmen ver­
hängten restriktiven Maßnahmen vorzulegen, u. a. dafür, dass 
diese Gesellschaft an der Installation von elektrischen Ausrüs­
tungen in der Nuklearanlage Qom/Fordoo (Iran) beteiligt gewe­
sen sei. 

Insoweit habe das Gericht erstens dadurch einen Rechtsfehler 
begangen, dass es davon ausgegangen sei, der Rat müsse von 
dem Mitgliedstaat, der die Benennung von Fulmen vorgeschla­
gen habe, die Vorlage von Beweisen und Informationen verlan­
gen, obwohl dieses Beweise aus vertraulichen Quellen stamm­
ten. Zweitens habe das Gericht einen Rechtsfehler begangen, 
indem es davon ausgegangen sei, dass es vertrauliche Angaben 
berücksichtigen dürfe, die den Prozessbevollmächtigten der be­
troffenen Parteien nicht mitgeteilt worden seien, obwohl Art. 67 
§ 3 der Verfahrensordnung des Gerichts diese Möglichkeit nicht 
vorsehe. 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 6. Juni 2012 — Trento Sviluppo 

s.r.l. und Centrale Adriatica Soc. coop./AGCOM 

(Rechtssache C-281/12) 

(2012/C 235/20) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungsklägerinnen: Trento Sviluppo s.r.l., Centrale Adriatica 
Soc. coop. 

Berufungsbeklagte: Autorità garante della concorrenza e del mer­
cato (AGCOM) 

Vorlagefrage 

Ist Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2005/29/EG ( 1 ) im Hinblick auf 
den Teil, in dem in der italienischen Fassung die Worte „e in 
ogni caso“ verwendet werden, in dem Sinne zu verstehen, dass 
es für die Feststellung des Vorliegens einer irreführenden Ge­
schäftspraxis ausreicht, wenn eine der im ersten Teil dieses Ab­
satzes genannten Bedingungen erfüllt ist, oder ist es für die 
Feststellung des Vorliegens einer solchen Geschäftspraxis erfor­
derlich, dass auch die weitere Bedingung der Eignung der Ge­
schäftspraxis zur Manipulation der geschäftlichen Entscheidung 
des Verbrauchers erfüllt ist? 

( 1 ) Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnen­
marktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Ver­
brauchern und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, 
der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie 
über unlautere Geschäftspraktiken) (ABl. L 149, S. 22). 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État (Belgien), 
eingereicht am 7. Juni 2012 — Aboubacar Diakite/ 

Commissaire général aux réfugiés et aux apatrides 

(Rechtssache C-285/12) 

(2012/C 235/21) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Aboubacar Diakite 

Beklagter: Commissaire général aux réfugiés et aux apatrides 

Vorlagefrage 

Ist Art. 15 Buchst. c der Richtlinie 2004/83/EG des Rates [der 
Europäischen Union] vom 29. April 2004 über Mindestnormen 
für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die ander­
weitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes ( 1 ) dahin auszulegen, dass diese 
Bestimmung nur dann einen Schutz gewährt, wenn eine Situa­
tion eines „innerstaatlichen bewaffneten Konflikts“ im Sinne der 
Auslegung gegeben ist, die im humanitären Völkerrecht und 
insbesondere in Anlehnung an den gleichlautenden Art. 3 der 
vier Genfer Konventionen vom 12. August 1949 entwickelt 
wurde (hinsichtlich jeweils der Verbesserung des Loses der Ver­
wundeten und Kranken der bewaffneten Kräfte im Feld, der 
Verbesserung des Loses der Verwundeten, Kranken und Schiff­
brüchigen der bewaffneten Kräfte, der Behandlung der Kriegs­
gefangenen und des Schutzes der Zivilpersonen in Kriegszeiten)? 

Wenn der Begriff „innerstaatlicher bewaffneter Konflikt“ gemäß 
Art. 15 Buchst. c der bezeichneten Richtlinie im Vergleich zu 
dem gleichlautenden Art. 3 der vier Genfer Konventionen vom 
12. August 1949 autonom auszulegen ist, welches sind dann 
die Kriterien, anhand derer beurteilt wird, ob ein derartiger 
„innerstaatlicher bewaffneter Konflikt“ vorliegt? 

( 1 ) ABl. L 304, S. 12. 

Beschluss des Präsidenten der Fünften Kammer des 
Gerichtshofs vom 7. März 2012 — Europäische 

Kommission/Republik Polen 

(Rechtssache C-542/10) ( 1 ) 

(2012/C 235/22) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Der Präsident der Fünften Kammer hat die Streichung der 
Rechtssache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011.
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